
Bundessozialgericht
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Beklagter und Revisionsbeklagter.

Der 9. Senat des Bundessozialqerichts hat ohne mündliche

Verhandlung in Berlin am 15. März 1979

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialqerichts Berlin vom

13. Juni 1978 wird aufqehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlunq und Entscheidunq

an das I ndessozialqericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

I

Gemäß 9 3 Abs 1 Satz 1, Abs 3 Satz 1 des Schwerbehindertenqe-

setzes (Schwbs)wurden als Behinderungen des Klägers festge-

stellt: a) qenagelte Unterschenkelfraktur rechts mit noch

liegenden Metallteilen; b) hochgradige Schwerhörigkeit rechts

und geringgradiqe Schwerhörigkeit links bei Zustand nach gehör-

verbesserndem operativem Eingriff am linken Ohr, subjektive

Ohrqeräusche, c) Reizmaqen mit gelegentlicher Geschwürsbildunq,

d) Praesklerose mit medikamentös gut eingestellten Bluthoch-

druck, e) Fehlstatik der Wirbelsäule, f) Sehbehinderung. Der

Grad der auf diesen Behinderunqen beruhenden Minderung der

Frwerbsfähiqkeit (MdE) wurde insqesamt mit 40 VR festgesetzt.

An Einzelbewertungen war die Versorgunqsverwaltunq von folgen-

den Vom—Hundert—Sätzen ausqeqanqen: a) 10, b) 20, c) 20,

d) unter V),e)V)und f) 5 (Bescheid vom 16. Juni 1977; Wider-

snruchsbescheid vom 25. Juli 1977). Bei ihren Entscheidungen

stützten sich die Behörden auf mehrere ärztliche Stellung—

nahmen, zuletzt auf das Gutachten des Facharztes für Hals-,

Nasen— und Ohrenkrankheiten Dr H und die Zustimmung dazu

von dem Prüfarzt Dr K .

Das Sozialqericht (SG) (Urteil vom 27. Januar 1978) verurteil-

te dcn Beklagten, unter Aufhebung der angefochtenen Verwal-

tunqsakte die Schwerbehinderunq des Klägers nach einem Grade

der MdB von 50 vH seit dem 1. Juni 1975 anzuerkennen. Diese

Behinderunqsquote errechnete das SG nach der sogenannten

Subtraktionsmethode. Von ihr nahm das SG an, sie sei im Recht

der Krieqsopferversorqunq üblich und damit auch für Schwerbe-

hindertensachen verbindlich. Das Landessozialgericht (LSG)
(Urteil vom 13. Juni 1978) hat das erstinstanzliche Urteil

aufqehoben und die Klaqe abgewiesen. Seines Erachtens ist die
Subtraktionsmethode nicht zwinqend vorqeqeben und unangebracht,

wenn — wie hier — eine größere Anzahl voneinander unabhängiger

Körpersch■den sich im einzelnen nur unwesentlich auf die Er—

werhsfähiqkeit auswirkten. Richtiqerweise sei die HdE durch
Schätzung festzustellen. — Daß die Subtraktionsmethode im

Recht der Unfallversicherunq und der Krieqsopferversorqung
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angewendet werde, gebiete die gleiche Übung nicht auch für das

Schwerbehindertenrecht. Letzteres diene dem Zweck, die Einglie—

derung der Behinderten in das Brwerbsleben sicherzustellen. Auf

die Ursache der Behinderung komme es — abweichend von der Rege—

lung zur Unfallversicherung und zur Kriegsopferversorgung —

nicht an. Infolge dieser Differenz könnten Schädigungs— und Ver-

letzungsfolgen dort in einem Ausmaß anzuerkennen sein, das hier

als Behinderungen nicht oder nicht gleichermaßen bestätigt werden

könne.

Der Kläger hat die — von dem Bundessozialgericht (BSG) zugelas—

sene — Revision eingelegt. Er hält es für richtig, daß die Ge-

samtbewertung einer aus mehreren Behinderungen resultierenden Er-

werbsbeschränkung im Wege einer Schätzung und nicht nach mathema—

tischen Formeln vorgenommen wird. Er bezweifelt jedoch die fach—

liche Eignung eines Hals—, Nasen- und Ohrenfacharztes für die ab—

schließende Beurteilung der Gesamt—MdB und vermißt die Darlegung

der Gründe für die in diesem Falle vorgenommene Bewertung. Er

meint, von dem Ohrenarzt habe eine hinlängliche Aussage über die

Wechselwirkung der Unterschenkelfraktur, des Reizmagens, der

Fehlstatik der Wirbelsäule und der Sehbehinderung nicht erwartet

werden können. Für die Qualifikation und Auswahl der Mediziner,

denen die Stellungnahme zur Gesamt—MdB anzuvertrauen sei, müßten

Grundsätze gefunden werden. Der Kläger schlägt vor, in der Regel

von der höchsten Einzelbehinderung auszugehen. Dies sei hier
neben der Schwerhörigkeit das Magenleiden. Beziehe man die übrigen

Befunde in die Überlegung mit ein, dann hätte sich für die Ein—

schätzung des Gesamtzustandes ein Internist als der geeignetere

Sachverständige angeboten. Daß dieser Gesichtspunkt nicht beach—

tet worden sei, werde nicht durch die Äußerung des Prüfarztes

wettgemacht. Denn der Prüfarzt habe lediglich die Zahlenangabe

des Ohrenfacharztes übernommen, sich aber nicht auf eine ins

einzelne gehende Begründung der abgegebenen Bewertung stützen

können; diese Bewertung sei überhaupt nicht näher erläutert wor-
den.

Der Kläger beantragt,

das Berufungsurteil aufzuheben und die Berufung

des Beklagten gegen das erstinstanzliche Urteil

zurückzuweisen;

hilfsweise:
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Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden.

H
Die Revision des Klägers hat Erfolg.

Das LSG hat sich bei der Bewertung der körperlichen Erschwer-

nisse, die den Kläger im Arbeits—, Berufs— und gesellschaft-

lichen Leben belasten, des zutreffenden Maßstabs bedient. Es

hat sich, ohne dies im einzelnen zu erörtern, von den Regeln

leiten lassen, die nach 5 30 Abs 1 Bundesversorgungsgesetz

(BVG) vorgegeben sind. Diese Vorschrift ist nach 5 3 Abs 1

Satz 2 und Abs 3 Schwerbehindertengesetz (Schwa) entsprechend

anzuwenden, und zwar auch dann, wenn — wie hier — der Grad

der MdB infolge mehrerer Behinderungen im ganzen festzustel-

len ist (dazu: Anhaltspunkte für die ärztliche Begutachtung

Behinderter nach dem Schwb■, herausgegeben vom Bundesminister

für Arbeit und Sozialordnung, 1977, Seiten 11, 36). Die Ver-

weisung auf das Kriegsopferversorgungsrecht betrifft einmal

die Windest—vom—Hundert-Sätze, welche gemäß 5 30 Abs 1 letzter

Satz BVG für erhebliche Körperschddcn festgesetzt werden; zum

anderen bezieht sie sich auf die "Beeinträchtigung im allge-

meinen Erwerbsleben", so wie diese in 5 30 Abs 1 Sätze 1 und

2 BVG beschrieben ist. Die Bewertung der MdB ist einheitlich

vorzunehmen, gleichgültig, ob nach Lage des Falles mehr der

Gesichtspunkt der Versehrtheit als solcher oder stärker die

Störung in der Berufsausübung im Vordergrund steht. Dies hat

der Senat in dem zur Veröffentlichung vorgesehenen Urteil

vom 15. März 1979 - 9 RVs 6/77 — näher begründet. Darauf

kann in dieser Sache hingewiesen werden, weil der Inhalt der

Verweisung auf 5 30 Abs 1 BVG hier nicht umstritten ist.

Zutreffend sind das LSG und die Beteiligten dieses Rechts—

Streits der Ansicht, daß die Gesamtbehinderung eines Menschen
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sich rechnerisch nicht ermitteln läßt. Die mathematische Dar—

stellung des menschlichen Gesundheits— und Kräftezustandes ist

weder durch das Gesetz vorgeschrieben noch sachgerecht. Bereits

der Wortlaut des 5 3 Abs 3thwa enthält die Aussage, daß bei

mehreren Behinderungen nicht einfach eine Addition des Prozent—

satzes für jede von ihnen richtig ist, sondern daß die Auswirkun—

gen der Gesundheitsstörungen erst noch "in ihrer Gesamtheit

festzustellen" sind. In dieser Verbindung spricht das Gesetz

ferner von der "Cesamtbeurteilung". In ähnlicher Weise drücken

sich die Verwaltungsvorschriften zu 5 30 BVG aus {dort Nr 3):

Beim Zusammentreffen verschiedener Schäden sei "eine die Gesamt—

auswirkung der ßesundheitsstörungen zusammenfassende Minderung

der Erwerbsfähigkeit (Gesamt—WdE)" festzusetzen. Die einzelnen

Leiden sind nicht isoliert einem vorbestimmten Grad einer starren

Skala der Leistungsfähigkeit zuzuordnen; aus dieser Zuordnung

ist nicht bloß die Summe zu ziehen. Bereits die Zahlenwertskala,

die zur "Bemessung" von Einzelleiden angeboten wird, stellt ein

formalisiertes Modell dar, das bestenfalls Annäherungs—"Größen" —

"Mindest—vom-Hundert-Sätze" — liefert und damit dem Bedürfnis

nach einfacher Handhabung entgegenkommt, aber auf dezisionären

Setzungen beruht. Es läßt allzu leicht vergessen, daß die Viel—

falt individueller Gegebenheiten nicht mit der Exaktheit von

Ziffern oder Prozenten angemessen zu erfassen ist. Naturgemäß

kann eine mathematische Berechnungsmethode noch weniger bei dem

Versuch einheitlicher Erfassung mehrerer Gesundheitsstörungen

befriedigen. Die Ergebnisse, welche bei den verschiedenen Vor—

gehensweisen dieser Art, wie der Subtraktiens—‚ Prozentual— oder

Bruchteilsmethode herauskommen, halten einer nat■rlichen, wirk—

lichkeitsorientierten Kontrolle im allgemeinen nicht stand.

Gerade bei einer Häufung von gesundheitlichen Arbeitsbehinde—

rungen ist der funktionale Gesichtspunkt ausschlaggebend.

Funktionseinbußen entziehen sich jedoch einem mathematischen

Uberschlag. Wie eingeengt eine individuelle Erwerbsfähigkeit ist,

könnte einem vorgegebenen Zahlengrundriß nur abgelesen werden,

wenn auch die Bewertungsansätze situationsgerecht ermittelt

worden wären, was sie — wie gesagt — nicht sind und nicht sein

können (dazu BSGE 40, 120, 123 f). Es erweist sich vielmehr,

daß der zu würdigende Beschwerdekomplex je nach Art, Umfang und

Stärke der Störungen mal größer sein kann, als eine gesamte
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Betrachtung jedes Einzelbefundes bei einem im übrigen Gesun—

den ergäbe. Das andere Mal verstärkt sich hingegen das Maß

der Behinderung durch hinzutretende Leiden nicht. Alle Behin—

derungsmomente sind deshalb in einer Gesamtschau unter Betrach-

tung ihrer wechse15eitigen Beziehung zueinander einzuschätzen,

und zwar in einer Würdigung, wie sie dem Verfahren des 5 287

Zivilprozeßordnunq entspricht (vgl Urteil vom 15. März 1979

" 9 RVs 6/77 —). Weil sonach wertungsbedingte Unsicherheite-

faktoren bei Bestimmung der Gesamt—MdB in Kauf zu nehmen sind,

ist auf die sorgfältige Auswahl des hinzuzuziehenden Sachver-

ständigen besonders zu achten. In dieser Beziehung bezweifelt

der Kläger zutreffend, daß das von einem Facharzt für Hals—,

Nasen— und Ohrenkrankheiten erstattete Gutachten das zu leisten

vermochte, was zur Gewinnung der richterlichen Überzeugung

nötig war. Die Bedenken des Klägers sind nicht von einem Miß-

trauen gegen den hinzugezogenen Arzt persönlich getragen und

bringen keine Herabwürdigung seiner Fähigkeit zum Ausdruck.

Solche Gedankengänge könnten auch nicht, jedenfalls nicht

ohne weitere rechtliche Begründung, zum Gegenstand revisions—

richterlicher Prüfung gemacht werden; dem Revisionsgericht

ist sogar grundsätzlich verwehrt zu entscheiden, inwieweit

ein Sachverständigenqutachten für eine tatrichterliche Ent—

scheidung als Grundlage ausreicht und ob dieser oder jener

oder mehrere Sachverständige zu befragen sind. Solche Erwägun—

gen unterliegen der freien Beweiswürdigung des Tatrichters.

Der Revisionsrichter vermag darin nur einzugreifen, wenn die

Grenzen tatrichterlicher Uberzeugungsbildung überschritten,

insbesondere wenn Kriterien nicht beachtet werden sind, die

generell die Unzulänglichkeit eines erstatteten Gutachtens

ergeben können, und wenn die für die Beweiswürdigung angegebe-

nen Gründe das Gegenteil nicht erkennen lassen. So ist es, wenn

nicht ausreichend gesichert ist, daß der Arzt, auf dessen

Beurteilung sich das Gericht verlassen hat, von seinem Fachge-

biet her allein ohne weiteres die Sachkunde erwarten läßt,

die von der konkret gestellten Aufgabe her benötigt und üb—

licherweise von anderen und verschiedenen Spezialisten ver—

mittelt wird. In diese Richtung geht der Angriff der Revision.

Sie erhlickt eine mögliche Fehlerguelle der Tatsachenfeststel—
lungen darin, daß das Berufungsgericht sich von einem
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Sachverständigen hat
beraten

lassen, der auf den hier in Betracht

kommenden Gebieten der inneren Medizin und der Orthopädie oder

Chirurgie nicht die gebotene umfangreiche Erfahrung und Praxis

besaß, um die gestellten Fragen arbeitsphysiologischer Art ab—

schließend und zuverlässig beantworten zu können.

Dieser — die Grenzen der tatrichterlichen Beweiswürdigung berüh—

rende — Mangel i.t in der Tat nicht auszuschließen. Es wäre

eingehender zu erläutern gewesen, weshalb der genannte Facharzt

für Hals—, Nasen— und Ohrenkrankheiten über Kenntnisse und

differenziertere Einsichten verfügte, als normalerweise anzu—

treffen ist (BFG SozR Nr 90 zu 5 128 Sozialgerichtsgesetz —SGG—).

Somit ist offengehlieben, inwiefern der betreffende Ohrenfacharzt

ebenso wie ein Facharzt der anderen geannten Bereiche die Aus-

wirkungen des Magen— und Bluthochdruckleidens sowie des Wirbel-

säulenbefundes bei einem Arbeitseinsatz des Klägers erkennen

und bewerten konnte. Je weniger die Sachaussage eines Sachver—

ständigen in seine eigentliche Fachkompetenz fällt, um so mehr

hängt die Überzeugung des Gerichts, daß seine Auffassung richtig

sei, von dessen persönlicher Autorität ab. Eine solche Autorität

kann sich durch das bewährte Verständnis für arbeitsmedizinische

Fragestellungen und durch den Überblick über ein größeres

Beobachtungsmaterial erwiesen haben. Daß dem Sachverständigen

diese Autorität zu Recht zuerkannt werden ist, weil sie seiner

Qualifikation entspricht, muß das Gericht dann besonders deutlich

darlegen. Daran läßt es das Berufungsurteil fehlen.

Was die Kompetenz desjenigen Sachverständigen anbetrifft, dem die

Gesamtbeurteilung der “GE bei mehreren unterschiedlichen Behin—

derungen obliegt, so werden sich schwerlich unverrückbare Rechts-

grundsätze oder auch nur Richtlinien aufstellen lassen. Dies

schließt aber nicht aus, daß nachgiebige Regeln allgemeiner Art

erarbeitet werden, Regeln, an denen der Tatrichter einen Anhalt

findet. Solche Regeln werden fortwährend zu erproben und zu
verbessern sein. Sie haben jeweils zurückzutreten, wenn es die

Eigenart oder die besondere Gestaltung des Einzelfalles verlangt.

Ob der Tatrichter bei seinem Vorgehen sich von einer Regel oder

von Einzelfallgegehenheiten bestimmen läßt, wird er sorgsam ahzuu

wägen und darüber wird er in den Gründen seines Urteils zu
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berichten haben. Es werden Lehren und Erfahrungen darüber zu

sammeln sein, welchen Anforderungen ein Sachverständiger zu

genügen hat, der die Auswirkungen mehrerer Behinderungen in

ihrer Gesamtheit beweiskräftiq bewerten soll. Zu überlegen

und zu erforschen ist 28, (a) ob bestimmte Fachärzte hierfür

besonders befähigt sind oder ob (b) man sich jeweils an den-

jenigen Facharzt halten soll, in dessen Gebiet das Schwerge—

wicht der Behinderungen liegt und ob (c) bestimmte, besonders

begrenzte Fachkompetenzen die Zuständigkeit für Gesamtbeur-

teilungen einschränken oder (d) ob und ggf unter welchen Vor—

aussetzungen ein Gutachter—Team zu Rate zu ziehen ist; Die

Tatrichter werden auf diese und entsprechende Fragen ihr

Augenmerk zu richten haben. Dabei sollten sie je nach Lage

des anstehenden Falles von Arbeitsphysiologen, Berufsorgani»

sationen der Ärzte oder zentralen Gesundheitsbehörden Vorschlä—

ge über ein geeignetes Handeln einholen.

Das Berufungsurteil, dessen Beweiswürdigung die Revision in

den angegebenen Beziehungen zu Recht kritisiert hat, ist

aufzuheben. Die Sache ist an die Vorinstanz zurückzuverweisen,

damit die aufgezeigten Beanstandungen behoben werden können.

Die kostcnentscheidung Tleibt dem Perufungsgoricht vorbehalten.
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